
Ein ganzer Abend zum Thema „Der integrierte Geschäftsbericht“

Nachhaltigkeitsberichte sind keine „Alibiaktion“
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Gipfel der Gewinne?
Foto: Wolfgang Bader

ETHISCHES INVESTMENT

Der Geschäftsbericht ist das „Herzstück“ der Unternehmenskommunikation. Doch es genügt nicht mehr, den zahlenmäßigen Erfolg eines Geschäftsjahres - allen-
falls mit schönen Bildern und bunten Grafiken verbrämt - in der Bilanz sowie der Gewinn- und Verlustrechnung darzustellen.

Es geht heute um viel mehr:
Faktoren wie Umweltthemen,
Governance, Risikosituation,
Wissensvorrat, Personalfluk-
tuation, Korruption bzw. ihre
Vermeidung gewinnen neben
den klassischen Unterneh-
menskennzahlen zunehmend
an Bedeutung. Bei einer von
Brigitta Schwarzer, Ge-
schäftsführerin der Gover-
nance & Compliance-Plattform
INARA, gemeinsam mit dem
Beiratsvorsitzenden und IVA-
Präsidenten Wilhelm Rasin-
ger organisierten und von ihr
moderierten Veranstaltung
zum Thema „Der integrierte
Geschäftsbericht“ informierte
Brigitte Frey, Partnerin von
Ernst & Young Österreich,
über die aktuelle Rechtslage.
Die EU-Richtlinie über nichtfi-
nanzielle Informationen und
Diversität (NFI-RL) wird dem-
nächst in nationales Recht
umgesetzt und ab Anfang
2017 gültig sein. Alle Stakehol-
der - ob Investoren, Mitarbei-
ter, Kunden, Lieferanten,
NGOs oder generell die Öffent-
lichkeit - werden dann mehr
und bessere Informationen
zum Thema Nachhaltigkeit be-
kommen. „Wie gut ein Unter-
nehmen ist, kann man nicht
allein aus den klassischen Un-
ternehmens-kennzahlen er-
kennen“, betonte Günter
Koch von Business Club des
Manager Magazins. Einen
weiteren Grund dafür, dass der
Lagebericht einer Gesellschaft
allein zu wenig Aussagekraft
hat, nannte Regina Prehofer,
AR-Vorsitzende bei Wiener-
berger und 2. Stv. AR-Vorsit-
zende beim Leiterplattenhers-

teller AT&S: „Finanzergebnis-
se sind meist nur eine Mo-
mentaufnahme und sagen we-
nig über die zukünftige Ent-
wicklung eines Unternehmens
aus. Aus dem Nachhaltigkeits-
bericht, in dem man sich mit Ri-
siken, Mitarbeitern, Rohstoff-
versorgung, Innovation usw.
beschäftigt und über die Ge-
schäftsstrategie informiert,
kann man viel mehr über die
Zukunft herauslesen.“ Des-
halb sei der Nachhaltigkeitsbe-
richt für die Firmen keine lästi-
ge Pflichtübung.

Betroffen von der NFI-
Richtlinie sind Unternehmen
von öffentlichem Interesse mit
mehr als 500 Mitarbeitern. Das
sind am Kapitalmarkt tätige
Unternehmen, Banken und
Versicherungen und Unter-
nehmen von erheblicher öf-
fentlicher Bedeutung, die dazu
bestimmt werden. In Öster-
reich sind das laut Frey rund
200 Unternehmen, EU-weit
etwa 6.000.

Wie Unternehmen ihrer Be-
richtspflicht im Detail wahr-
nehmen, bleibt ihnen überlas-
sen. Man kann die nichtfinan-
ziellen Informationen in den
Lagebericht aufnehmen, also
einen integrierten Geschäfts-
bericht erstellen, oder beides
getrennt veröffentlichen. Vor-
teil der getrennten Variante:
Man hat beim Nachhaltig-
keitsbericht weniger Zeit-
druck, er kann bis zu sechs
Monate später als der Lage-
bericht veröffentlicht werden.
Als wichtigstes Rahmenwerk
hat sich laut Frey die Global
Reporting Initiative (GRI)
durchgesetzt. Künftig dürften

viele Unternehmen nur den
Lagebericht in gedruckter
Form veröffentlichen, alles
andere können sich Interes-
sierte als Pdf von der Homepa-
ge holen.

Der Kranhersteller Palfinger
erstellte bereits 2003 seinen
ersten Nachhaltigkeitsbericht,
das Unternehmen war auch
Vorreiter beim integrierten Ge-
schäftsbericht. „Derzeit arbei-
ten wir bereits an unserem drit-
ten integrierten Geschäftsbe-
richt“, erläuterte Konzernspre-
cher Hannes Roither. Die Ge-
fahr, durch die detaillierte Be-
richterstattung Geschäftsge-
heimnisse preiszugeben, sieht
er nicht.

Die Verbundgesellschaft,

die nach der Schlappe um das
nie gebaute Kraftwerk Hain-
burg erstmals einen Umwelt-
bericht herausbrachte, hat
bisher getrennt berichtet. „Für
2015 wollen wir erstmals einen
integrierten Geschäftsbericht
machen“, kündigte Generaldi-
rektor Wolfgang Anzengrub-
er an. Auch für ihn ist Nach-
haltigkeit enorm wichtig. Das
sei keine „Alibiaktion“, son-
dern von fundamentalem wirt-
schaftlichen Interesse. Der
Verbund setzt bekanntlich auf
Wasserkraft, das Thema CO
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Freiheit könne man laut An-
zengruber auch monetarisie-
ren, wie die im Branchenver-
gleich besonders hohe Bewer-
tung des Unternehmens zeigt.

CSR (Corporate Social Re-
sponsability) hat für Günter
Bergauer vom Bankhaus
Schelhammer und Schattera
nichts mit Gutmenschentum zu
tun: „Es geht nicht um Verzicht
im ökonomischen Sinn, son-
dern um gesellschaftliche Ver-
antwortung. CSR kann nicht
die Welt verändern, wohl aber
die Menschen, die sich damit
befassen - und damit vielleicht
einmal auch die Welt.“

Christine Jasch, unter an-
derem Leiterin des Nachhaltig-
keitsausschusses der Kammer
der Wirtschaftstreuhänder
und der ASRA Jury, skizzierte,
wie umfassend das Thema
Nachhaltigkeit ist: „Unterneh-
men sind von vielfältigen Me-

gatrends betroffen. Globalisie-
rung, Bevölkerungswachs-
tum, Ressourcenknappheit,
Urbanisierung, Klimawandel,
Energiewende, demographi-
scher Wandel, Migration usw.
- all das sind Nachhaltigkeits-
themen. Und sie haben zuneh-
mend Auswirkungen auf die
Geschäftsmodelle.“

Die gut besuchte Veranstal-
tung brachte den Gästen ne-
ben Fachinformationen eine
kurzweilige Diskussion und
eine rege Teilnahme des Publi-
kums. Davor bestand für Inter-
essierte die Möglichkeit einer
Führung durch die Klimt Villa.
Beim anschließenden Get-to-
gether wurde viel genetzwerkt.

Christine Domforth

v.l.n.r.: Wilhelm Rasinger, Hannes Roither, Brigitta Schwarzer, Günter Koch, Regina Prehofer, Christine Jasch, Günter
Bergauer, Brigitte Frey und Wolfgang Anzengruber
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Die Weltklimakonferenz in Pa-
ris ist aktuell medial sehr stark
vertreten - und das ist gut so.
Der gefährliche Temperaturan-
stieg darf auch angesichts an-
derer brennender Probleme
wie der Flüchtlingsthematik
und den grausamen Terroran-
schlägen in der französischen
Hauptstadt nicht aus dem
Blickpunkt der Öffentlichkeit
geraten. Es bleibt nun zu hof-
fen, dass den Staatenlenkern
bei dem Gipfeltreffen (30. No-
vember bis zum 11. Dezember)
Entscheidungen fällen, die das
Papier wert sind, auf dem sie
gedruckt werden. Übergeord-
netes Ziel soll es sein, ein uni-
verselles Abkommen zu errei-
chen, das die globale Erwär-
mung auf maximal 2°C be-
grenzt. Möge die Übung gelin-
gen.

Aber werden wir jetzt etwas
„profaner“, denn letztlich geht
es auch in Umweltbelangen um
das „liebe Geld“. In der media-
len Begleitung zur Konferenz
wurde bisher eine Frage noch
nicht ausführlich behandelt:
Was könnte das Gipfeltreffen
für Anleger bringen? Der glo-
bal agierende Vermögensver-
walter GAM hat sich dieses
Themas angenommen und
zieht einige interessante

Schlüsse. Roberto Cominotto,
Manager des JB Energy Tran-
sition Fund bei GAM, zeigt
sich optimistisch, dass Paris
zählbare Resultate bringen
wird. „Es gibt einen wichtigen
Unterschied zu den wenig er-
folgreichen Vorgängerkonfe-
renzen. Diesmal wurden die
teilnehmenden Länder aufge-
fordert, im Vorfeld Zusagen
zum Klimaschutz einzurei-
chen. Einige dieser Vorschläge
sind sehr ambitioniert“, so der
Experte. Hoffnungen setzt er in
diesem Zusammenhang auf
China, das bereits heute den
größten Markt für erneuerba-
re Energien stellt. Dem nicht
genug, bis 2030 soll die CO

2
-

Intensität des BIPs 60 bis 65 %
unter dem Niveau von 2005
liegen. Hier könnte also großes
Potenzial umgesetzt werden,
bisher ist das Reich der Mitte
immerhin auch weltweit der
größte Kohleverbraucher. Sau-
bere Alternativenergie sollten
nun schrittweise die alten
„Drecksschleudern“ ersetzen,
was natürlich auch für Inve-
storen attraktiv klingt. Ähnli-
che Tendenzen sieht der Ex-
perte in Indien: „Derzeit ist der
Subkontinent zu einem hohen
Grad von Kohle abhängig und
zudem auf Energieimporte

angewiesen. Angesichts des
eingeschlagenen Wachstums-
pfads müssen alle verfügbaren
Energiequellen angezapft wer-
den - insbesondere erneuerba-
re Energieträger.“

Allerdings rät Cominotto
dazu, bei Wind- und Solarin-
vestments nicht nur auf die
Nachfrageseite zu schauen,
sondern auch auf die Entwick-
lung des Angebots. „Wenn die
Angebotskapazitäten bei
Windturbinen oder Solarmo-
dulen zu stark wachsen, wie es
vor einigen Jahren der Fall war,
könnten trotz Nachfrage-
wachstums schwierige Zeiten
auf die Branche zukommen.“
Derzeit sei dies allerdings
nicht der Fall. Er bewertet fol-
gerichtig aktuell verschiedene
Solar- und Windenergieunter-
nehmen als attraktiv.

Als Beispiele nennt er das
chinesische Unternehmen Jin-
ko Solar (ISIN: US47759T10
07), den US-Modulhersteller
Sunpower (US8676524064)
und das spanische Unterneh-
men Gamesa (ES0143416115),
das Windkraftanlagen v.a. in
Lateinamerika und Indien pro-
duziert. Fazit: Die Rettung des
Weltklimas und gesunde Ge-
winne sind kein Widerspruch
sondern gehen Hand in Hand.

Der Traum von den eigenen vier Wänden

Sparen für die Immobilie
Wer bereits im Eigenheim lebt, kann sich glücklich schätzen. Denn für viele
Bürger scheint der Traum der eigenen Immobilie in weiter Ferne zu sein.

Dabei erachten nach einer ak-
tuellen Umfrage, die von der
ING-Diba in Auftrag gegeben
wurde, 78 % der Österreicher
die eigenen vier Wände als fi-
nanziell bessere Lösung im
Vergleich zur Miete. „Aus mei-
ner Sicht wäre es substanziell,
effektive Maßnahmen zu set-
zen, damit die ‘Generation
Rent’ nicht auf der Strecke
bleibt und Suchende zumin-
dest die Chance auf einen Ei-
gentumserwerb haben“, sagt
Ian Bright von ING in London.
Rudi Kaske, Arbeiterkammer-
Präsident, greift sich das deut-
sche Vorbild: „Wir brauchen
dringend eine Mietpreisbrem-
se und
mehr leistbare Wohnungen.“
Denn die Mieten seien im Jah-
resvergleich beinahe sechs
Mal so stark gestiegen wie die
Gesamtteuerung.

Dennoch fallen zumindest
Wiener Mieter noch weich im
Vergleich zu Mietern deut-
scher Großstädte, denn bei uns
gibt es das sogenannte Wie-
ner Modell. Das bedeutet:
220.000 Wohnungen gehören
direkt der Stadt, weitere 200.000
werden gefördert. Somit leben
zwei Drittel aller Wiener in ei-
ner subventionierten Woh-
nung. Private Wohnungen

werden weiter an Wert gewin-
nen, sind sich die Österreicher
sicher. So glauben etwa 82 %
der Tiroler an steigende Prei-
se in den kommenden zwölf
Monaten und immerhin 78 %
der Wiener.

Für die Finanzierung einer

Immobilie sollten Sie als Faust-
regel mindestens 20 % der
Kaufsumme als Eigenkapital
haben. Solange Sie das nicht
haben, sollten Sie sparen. Hier
bietet sich Festgeld an, das
weit attraktiver ist als das Spar-
buch. Thomas Brummer


